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Die französische Industriepolitik zeichnet sich seit jeher durch einen relativ hohen 
Grad an staatlichem Interventionismus aus. Vor diesem Hintergrund eines traditi-
onell aktiven Staates kam es in den letzten Jahren im Bereich der Industriepolitik 
wiederholt zu Missverständnissen mit den deutschen Nachbarn (EADS, Siemens /
Alstom, Sanofi-Aventis). Das erkennbare Bemühen der Regierung de Villepin um 
die Förderung »nationaler Champions« hat aber auch in anderen EU-Staaten ein 
allgemeines Unwohlsein hervorgerufen.
Die vorliegende Analyse zeigt, dass der diffuse »Wirtschaftspatriotismus« der fran-
zösischen Regierung als eine rhetorische »Waffe« zu verstehen ist, die lediglich poli-
tischen, nicht aber wirtschaftlichen Zwecken dient. Jenseits der medienwirksamen 
Rhetorik hat die französische Industriepolitik seit Beginn dieses Jahrzehnts eine 
wirkliche Neuerung erfahren. Sie hat der traditionellen Kombination aus öffent-
licher Forschung, öffentlichen Unternehmen und öffentlichen Aufträgen entschie-
den den Rücken gekehrt und mit den so genannten »Wettbewerbspolen« (»pôles 
de compétivité«), der Agentur für industrielle Innovation (AII) und der Nationalen 
Forschungsagentur (ANR) eine andere Richtung eingeschlagen. Die neue franzö-
sische Industriepolitik setzt die Lissabon-Strategie sinnvoll um, was die europä-
ischen Partner Frankreichs beruhigen sollte.
France’s new industrial policy
French industrial policy has always been marked by a comparatively high degree 
of  state interventionism. Against this background of  a traditionally active state, 
misunderstandings with the German neighbors have repeatedly occurred in recent 
years (EADS, Siemens / Alstom, Sanofi-Aventis). The discernible effort of  the de 
Villepin government to promote “national champions” has further generated a 
general unease in other EU member states.
The present analysis reveals that the French government’s “economic patriotism” 
has to be understood as rhetorical “weapon” that solely answers political and not 
economic purposes. Beyond the media-oriented rhetoric, French industrial policy 
has experienced a genuine innovation since the beginning of  this decade. It has 
turned away from the traditional combination of  public research, public enterprises 
and public contracts and has adopted a new strategy around the so-called “com-
petition poles” (“pôles de compétivité”), the Agency for Industrial Innovation 
(AII) and the National Research Agency (ANR). The new French industrial policy 
implements the Lisbon Strategy wisely, which should reassure France’s European 
partners.
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Sowohl in Frankreich als auch in Deutschland ist 
allgemein bekannt, welche entscheidende Rolle 
beide Länder im europäischen Integrationspro-
zess von Beginn an gespielt haben. Dies zeigte 
sich sowohl bei der Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) als 
auch im Rahmen der Römischen Verträge. Kein 
anderer als die beiden ehemaligen Erzfeinde hätte 
in den fünfziger Jahren ein besseres Vorbild für 
eine regionale wirtschaftliche Integration sein kön-
nen, deren oberste Priorität in der Vermeidung 
künftiger Konflikte lag.
Der hohe Wert dieses Ziels, das bereits im EGKS-
Vertrag deutlich zu erkennen ist, kann nicht oft 
genug hervorgehoben werden. Denn der Schritt, 
einen energieliefernden Rohstoff  und das Schlüs-
selmaterial der damaligen Industrieproduktion ins 
Zentrum des gemeinsamen Interesses zu rücken, 
war alles andere als bedeutungslos. In erster Linie 
ging es – wenn auch nicht offiziell – darum, den 
Mitgliedern der künftigen Europäischen Gemein-
schaft die Hände so zu binden, dass sie weder die 
Mittel noch die nötige Autonomie haben würden, 
um Kriegspolitik zu betreiben.
Diesbezüglich waren die EGKS und die EWG ein 
voller Erfolg. Die Bereiche Energie und Industrie 
wurden auf  diese Weise zu den ersten gemeinsamen 
europäischen Handlungs- bzw. Politikfeldern. Auch 
wenn diese beiden Themen in der Union oft im 
Mittelpunkt der Debatten standen, haben sie jedoch 
nie die Bedeutung der Agrarpolitik, des internati-
onalen Handels oder, in letzter Zeit, der gemein-
samen Währung erlangt. Auch die wiederholten 
Aufrufe zu einer echten gemeinsamen Energiepoli-
tik, vor allem gegenüber dem unliebsamen Partner 
Russland, unterstreichen eher bestehende Unzu-
länglichkeiten. Häufig wird zudem bemängelt, dass 
eine Wettbewerbspolitik, wenn auch ergänzt durch 
zusätzliche Gelder für Forschung und die Unter-
stützung einzelner Wirtschaftszweige (z. B. des 
Transportwesens), keine ausreichende Alternative 
zu einer wirklichen Industriepolitik darstellt.
Es mag die Ironie der Geschichte sein, dass gerade 
in den Bereichen der Energie- und Industriepo-
litik in letzter Zeit wiederholt Missverständnisse 
zwischen Frankreich und Deutschland aufgetreten 
sind. Auslöser waren die Diskussionen um EADS, 
das Eingreifen des französischen Staates in der 
Siemens / Alstom-Affäre zur Rettung des franzö-
sischen Konzerns oder auch die Umstände der 
Gründung von Sanofi-Aventis. Dabei haben das 
erkennbare Bemühen der Regierung de Villepin 
um die Förderung »nationaler Champions« sowie 
ihr diffuser Wirtschaftspatriotismus ein allgemeines 
Unwohlsein innerhalb der Europäischen Union 
hervorgerufen. Ein solches Verhalten musste in 
bestimmten Punkten wie ein Widerspruch zum 
eigentlichen französischen Europa-Engagement 
wirken. Die »Suez-Affäre« schließlich schien dem 
Geist der EGKS völlig zu widersprechen.
Ziel dieses Textes ist es, eine Bilanz der gegenwär-
tigen französischen Industriepolitik zu ziehen. Ist 
sie wirklich, wie zu Zeiten der nationalen Großkon-
zerne, auf  eine Unterstützung der großen Unter-
nehmensgruppen ausgerichtet? Stellt sich das Pro-
blem der Nationalität von Unternehmen wirklich, 
und wenn ja, wie bedeutend ist es? Wie sind neue 
Maßnahmen, wie zum Beispiel die Errichtung so 
genannter »Wettbewerbspole« (»pôles de compétiti-
vité«), zu bewerten?
Um diese Fragen zu beantworten, soll vorab ein 
kurzer historischer Überblick über die französische 
Industriepolitik gegeben werden (1). Zunächst wer-
den die großen Entwicklungslinien der sechziger 
und siebziger Jahre sowie deren Infragestellung 
während der folgenden zwei Jahrzehnte beleuchtet. 
Im Anschluss daran werden die neuen Herausfor-
derungen der aktuellen Industriepolitik erörtert (2). 
Diese sind mehr durch den internationalen Wettbe-
werb und die Problematik der Deindustrialisierung 
als durch ihre historische Entwicklung gekenn-
zeichnet. Dass und inwiefern der französische 
»Wirtschaftspatriotismus« lediglich eine rhetorische 
Figur und keine operative Angelegenheit ist, wird in 
einem dritten Schritt aufgezeigt (3). Ferner werden 
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die neuen Instrumente der französischen Industrie-
politik, allen voran die viel zitierten Wettbewerbs-
pole analysiert (4). Abschließend soll, unter beson-
derer Berücksichtigung der Wettbewerbspolitik und 
der Lissabon-Strategie, die Kohärenz zwischen der 
Vorgehensweise Frankreichs und den Zielsetzungen 
Europas evaluiert werden (5).
Der historische Kontext
In der Tat war die französische Industriepolitik 
schon in der Vergangenheit stets sehr ausgeprägt 
und zeichnete sich durch einen hohen Grad an 
staatlichem Interventionismus aus. Dieses Erbe 
bewirkt, dass Frankreich stets einer versteckten 
Sympathie für einen aktiven – wenn nicht gar akti-
vistischen – Staat verdächtigt wird.
Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges bis in 
die achtziger Jahre hat die französische Industrie-
politik vor allem die nationalen Großkonzerne, 
darunter beispielsweise EDF oder Aérospatiale, 
unterstützt. Diese Unternehmen waren die Träger 
innovativer Projekte, und der Staat förderte sie, 
um ihre Innovationen wirtschaftlich lebensfähig 
zu machen. Abgesehen davon, dass Anteilseigner 
eines staatlichen Unternehmens generell längere 
Entscheidungsprozesse hinnehmen müssen als dies 
in einer klassischen privaten Aktionärsstruktur der 
Fall ist, profitierten die großen nationalen Unter-
nehmen von bedeutenden Subventionen für ihre 
Investitionen im Allgemeinen und für den Bereich 
Forschung und Entwicklung (FuE) im Besonderen. 
Zudem wurden sie durch ein Minimalvolumen an 
öffentlichen Aufträgen abgesichert, welches die 
notorisch fragliche Lebensfähigkeit bestimmter 
Produkte verringerte.
Die Kombination aus öffentlicher Forschung, 
öffentlichen Unternehmen und öffentlichen Auf-
trägen ermöglichte die Umsetzung großer indus-
trieller Entwicklungsprogramme, von denen viele 
bedeutende Erfolge verzeichnen konnten. Dazu 
zählen zum Beispiel der TGV, die Atomwirtschaft, 
verschiedene Produkte im Bereich der nationalen 
Verteidigung oder auch Projekte mit europäischer 
Reichweite wie Airbus und Ariane, um nur einige zu 
nennen. An ihre Grenzen stieß diese Strategie eher 
durch die Art und Weise der staatlichen Umsetzung 
als durch die wenigen konkreten Misserfolge (wie 
beispielsweise die Concorde oder der »Plan Calcul«).
Eines der Hauptrisiken einer derartigen Unterstüt-
zung von Großunternehmen liegt in der Monopol-
bildung. Diese ist nicht an sich schlecht, solange 
sie durch Innovationen und damit verbundene 
Patente gerechtfertigt ist. Die Situation ändert sich 
allerdings, wenn sich eine Monopolstellung verfes-
tigt. Eine derartige Position hat bekanntermaßen 
negative Auswirkungen, sowohl im Hinblick auf  
die Auslastung des Marktes als auch in Form eines 
schwachen Antriebs zu weiteren Innovationen. 
Dementsprechend fühlten sich viele staatliche 
Monopolunternehmen in Frankreich in den acht-
ziger Jahren vor allem durch die Wiederbelebung 
des Binnenmarktprojektes mehr und mehr von der 
europäischen Wettbewerbspolitik bedrängt.
Ein weiteres Problem zeigt sich in Bezug auf  die 
Aktionärsstrukturen staatlicher Unternehmen, die 
nicht – auch nicht auf  lange Sicht – zu den effi-
zientesten zählen. An dieser Stelle sei nur auf  die 
Schwierigkeiten bei Fusionen, Akquisitionen oder 
anderen Unternehmenszusammenschlüssen hinge-
wiesen, die dadurch entstehen, dass die Mehrheit 
des Kapitals stets in staatlicher Hand verbleiben 
muss. So bleibt entweder die Möglichkeit, nur 
»unter Vertrag« stehende private Industrieunterneh-
men zu unterstützen oder auf  die Förderung eines 
einzelnen Projektträgers ganz zu verzichten.
Schließlich kommt hinzu, dass zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts sowohl die Rahmenbedingungen als 
auch der Rhythmus von Innovationen immer weni-
ger mit langfristig angelegten öffentlichen Aufträ-
gen vereinbar sind. Erfolgreich sind innovative Fir-
men im Grunde nur dann, wenn es ihnen gelingt, 
die private Nachfrage zu antizipieren oder gar 
hervorzurufen – so wie dies in der Mobilfunk- oder 
Computerbranche der Fall ist. Da die Nachfrage 
sich ständig weiterentwickelt, müssen die Unterneh-
men sich als sehr reaktiv erweisen – dies ist jedoch 
bei einem staatlichen Auftraggeber selten der Fall.
Die interventionistische Industriepolitik ist in 
Frankreich im Laufe der achtziger Jahre fast voll-
kommen verschwunden. Sogar der Begriff  Indus-
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triepolitik selbst schien in Frankreich und auch in 
anderen großen Industriestaaten aus dem Vokabu-
lar gestrichen worden zu sein. Zumindest im fran-
zösischen Fall schien die Industriepolitik gegenüber 
dem aufkommenden orthodoxen Liberalismus dis-
kreditiert zu sein. Rückblickend wird deutlich, dass 
diese Gegenbewegung weit, zweifellos zu weit, ging.
Selbst wenn eine Strategie vernünftigerweise 
kritisiert werden muss, die sich auf  »nationale 
Champions« stützt, welche meist über eine Mono-
polstellung verfügen und sich in staatlicher Hand 
befinden, so ist dennoch fraglich, ob konkurrie-
rende Märkte immer und überall die bessere Lösung 
darstellen. Zwar wurden die positiven Aspekte kon-
kurrierender Märkte in den Liberalisierungswellen 
(und in Frankreich in den Privatisierungswellen) der 
letzten zwanzig Jahre immer wieder unterstrichen, 
doch zeigen auch sie gewisse Schwächen, auf  die 
in den Wirtschaftstheorien deutlich hingewiesen 
wurde. Externe Effekte oder Probleme im Infor-
mationsfluss gelten hierfür als klassische Belege.
Genau aus diesen Gründen ist gegen eine öffent-
liche Regulierung des industriellen Sektors an sich 
nichts einzuwenden. Damit diese aber auch sinnvoll 
ist, müssen ihre Grenzen genau definiert und die 
konkret anzuwendenden Mechanismen festge-
schrieben werden.
Neue Herausforderungen der fran-
zösischen Industriepolitik
In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre, vor allem 
aber zu Beginn des 21. Jahrhunderts, begannen sich 
diejenigen Problemfelder abzuzeichnen, die letzt-
lich zu einer Neuorientierung in der französischen 
Industriepolitik geführt haben.
Das erste dieser Problemfelder ist zweifellos die 
wirtschaftliche Globalisierung, in die Frankreich 
vollständig involviert ist. Viele Auswirkungen dieses 
Phänomens werden als negativ empfunden, und es 
wird ein korrigierendes Eingreifen von Seiten des 
Staates erwartet.
An oberster Stelle der negativen Folgen der Globa-
lisierung stehen die viel diskutierten Standortverla-
gerungen. Streng genommen handelt es sich hier-
bei um die Schließung von Produktionsstandorten 
in Frankreich und die Eröffnung neuer Standorte 
im Ausland – oder um alternative Maßnahmen 
wie die Auslagerung bestimmter Bereiche an 
Subunternehmen. Allerdings sind die Zielgebiete 
der Standortverlagerungen in der Regel schlecht 
definiert und naturgemäß auch kaum zu erfassen. 
Der in den letzten zehn Jahren zu beobachtende 
Niedergang der französischen Textilindustrie, der 
mit dem Aufstieg der türkischen und chinesischen 
Textilbranche einhergeht, könnte demzufolge 
in Zusammenhang mit der Abwanderung von 
Unternehmen gesehen werden – wobei die Ent-
scheidungen, an einem bestimmten Ort zu inves-
tieren bzw. nicht mehr zu investieren, im Großen 
und Ganzen unabhängig voneinander getroffen 
wurden.
Bisher gelten Standortverlagerungen aus makroöko-
nomischer Sicht als Randerscheinungen. Empi-
rische Studien1 belegen ziemlich eindeutig, dass 
sie durchschnittlich zu einem Verlust von weniger 
als 50 000 Arbeitsplätzen pro Jahr führen. Den-
noch stellt dieser Verlust die Spitze eines Eisberges 
dar, dem nur mit einer fundierten Industriepolitik 
begegnet werden kann. So hat Frankreich durch 
die Zusammenarbeit mit Niedriglohnländern einen 
Arbeitsplatzabbau bei den gering qualifizierten 
Arbeitskräften zu verzeichnen, wobei sich gleich-
zeitig, wie im Heckscher-Ohlin-Samuelson-Modell 
beschrieben, sein internationaler Handel intensi-
viert. Die französische Wirtschaft steht infolge-
dessen vor dem Problem der Umschulung und der 
(Neu)Qualifizierung eines Teils seiner erwerbstäti-
gen Bevölkerung – ein Problem, das sich auf  lange 
Sicht noch verstärken wird.
Zumindest in der öffentlichen Debatte eng mit 
dem Thema der Standortverlagerungen verbunden 
ist das zweite Problemfeld der französischen Indus-
triepolitik, die Deindustrialisierung der Wirtschaft: 
Der industrielle Anteil an der Wertschöpfung2 oder 
an der Gesamtbeschäftigung sinkt stetig. Ob die 
Standortverlagerungen hierfür die Hauptursache 
sind oder nicht, ist dabei zweitrangig. Vielmehr geht 
es darum, dass sich die künftige Entwicklung der 
Wirtschaft auf  den tertiären Sektor3 konzentrieren 
wird und sie ihre traditionelle, industrielle »Basis« 
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und somit auch einen Teil oder sogar ihr gesamtes 
Innovationspotential einbüßen könnte.
Hierbei ist zu beachten, dass die Deindustrialisie-
rung selbst ein komplexes und teilweise kontrovers 
diskutiertes Phänomen ist. Dies wird unter ande-
rem bei der Auslagerung bestimmter Unterneh-
mensbereiche an externe Dienstleister deutlich, so 
zum Beispiel in den Bereichen der Instandhaltung, 
der Firmensicherheit, des Finanzwesens und, nicht 
zu vergessen, im Bereich der Zeitarbeit. Denn sol-
che Entwicklungen können vollzogen werden, ohne 
dass sich dadurch die Zusammensetzung des BIP 
entschieden ändert. So gesehen wird die Tertiarisie-
rung der Wirtschaft teilweise durch eine statistische 
Täuschung verschleiert.
Eine dritte negative Begleiterscheinung der Globa-
lisierung ist im Bereich der Finanzierung der Wirt-
schaft über den Kapitalmarkt zu sehen. Die Libe-
ralisierung der Finanzmärkte in den siebziger und 
achtziger Jahren hat eine enorme Steigerung der 
internationalen Kapitalmobilität nach sich gezogen 
und zu einer Veränderung bestimmter Verhaltens-
weisen und Kräfteverhältnisse geführt. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere die Veränderung 
der Aktionärsstruktur der Unternehmen zu nen-
nen, die auch in der aktuellen Diskussion um die 
Rolle von Investmentfonds von Bedeutung ist. 
Anteilseigner setzen zunehmend auf  kurzfristige 
Anlagestrategien, was zur Folge haben kann, dass 
bestimmte innovative Investitionen abgelehnt wer-
den, bei denen sich im gewünschten Zeitrahmen 
keine Rentabilität einstellen wird. Entsprechend ist 
zu bezweifeln, dass Investmentfonds sich in lang-
fristigen industriellen Projekten engagieren, wenn 
sie lediglich auf  vier bis fünf  Jahre angelegt sind.
Eine weitere Befürchtung, die innerhalb der franzö-
sischen Wirtschaft und Industrie zu beobachten ist, 
kreist um die Frage der mangelnden Wettbewerbs-
fähigkeit im Exportbereich.4 Noch verstärkt wurde 
diese Befürchtung in letzter Zeit durch die Ver-
schlechterung der Außenhandelsbilanz, auch wenn 
sie alles in allem moderat ausfiel. Es ist nicht weiter 
verwunderlich, dass es als Anomalie wahrgenom-
men wird, wenn ein »altes« Industrieland wie Fran-
kreich keine Exportüberschüsse im internationalen 
Handel zu verzeichnen hat – zumal der Nachbar 
und Partner Deutschland im selben Zeitraum 
Rekordzahlen im Export aufweisen kann.
Eine Erklärung hierfür liegt sicherlich in der beson-
deren Orientierung des französischen Export-
markts. Denn dieser ist nur unzureichend auf  die 
derzeit wichtigsten Märkte der großen Schwellen-
länder, nämlich die der BRIC-Staaten,5 ausgerichtet. 
Die meisten französischen Handelspartner kom-
men aus der Eurozone, die leider von Beginn an 
einen erheblichen Mangel an makroökonomischer 
Dynamik zu verzeichnen hatte.6
Die Analyse des derzeitigen französischen Defizits 
muss aber noch tiefer gehen. So ist insbesondere in 
der Hochtechnologie eine gewisse Erosion der Stel-
lung Frankreichs spürbar – wobei eigentlich gerade 
in diesem Bereich der klassische komparative Vor-
teil eines Landes liegen sollte, das über eine relativ 
gute Ausstattung an Produktiv- und Humankapital 
verfügt. Diesbezüglich ist Frankreich ein sowohl 
staatliches wie auch privatwirtschaftliches Versäum-
nis in der Forschung und Entwicklung vorzuwerfen 
– zumindest im Vergleich zu den Leistungen füh-
render Industrieländer wie vor allem den USA und 
Japan.
Es handelt sich dabei um einen weiteren franzö-
sischen »Missstand«, der eine industriepolitische 
Antwort verlangt. Neben den manchmal zu wenig 
flexiblen staatlichen Bemühungen im Bereich 
Forschung und Entwicklung ist auch die For-
schung innerhalb der Unternehmen in Bezug auf  
Investitionen, Arbeitsplätze, angemeldete Patente 
und andere Bereiche zu bescheiden. Das Problem 
beruht allerdings weniger auf  einem Mangel an 
Eigendynamik als auf  der Konzentration der fran-
zösischen Industrie auf  bestimmte Sektoren. Sie ist 
gekennzeichnet durch eine zu starke Spezialisierung 
auf  Aktivitäten mit schwacher oder durchschnitt-
licher Wertschöpfung, in Bereichen, in denen For-
schung und Entwicklung generell wenig entwickelt 
sind. Umgekehrt ist Frankreich unterrepräsentiert 
in Produktionsbereichen mit hoher Wertschöpfung, 
in denen Forschung und Entwicklung traditionell 
stark ausgeprägt sind.
In direktem Zusammenhang mit den Problemen im 
Bereich Forschung und Entwicklung lässt sich eine 
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mangelnde Vernetzung beziehungsweise Koordinie-
rung zwischen bestimmten traditionellen Akteuren 
des Innovationsprozesses feststellen.7 Kritisiert 
werden die zu schwachen Beziehungen zwischen 
der Grundlagenforschung und den Unternehmen, 
vor allem zwischen den Universitäten und der 
Industrie. Zahlreiche kleine und mittelständische 
Unternehmen, die gerade in diesen Bereichen 
zunehmend aktiv sind, werden zu wenig in die 
verschiedenen staatlichen Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramme eingebunden. Eine moderne 
Industriepolitik sollte aber gerade diese Unterneh-
men verstärkt einbeziehen und unterstützen.
Und schließlich – last but not least – sorgt sich 
Frankreich um die Auswirkungen der steigenden 
Auslandsdirektinvestitionen (FDI – Foreign Direct 
Investment) auf  die Unternehmensführung. Denn 
die FDIs, die nach Frankreich fließen, sind so 
bedeutend, dass ein großer Anteil des Produktions-
apparats sich bereits unter ausländischer Kontrolle 
befindet. So mancher stellt sich die Frage, ob sich 
diese Unternehmen beispielsweise in Bezug auf  
die Arbeitsmarkt- oder Lohnpolitik genauso ver-
halten wie Firmen, die durch französisches Kapital 
geführt werden. Andere hingegen gehen so weit, 
dass sie die Frage aufwerfen, ob es akzeptabel ist, 
dass sich bestimmte Bereiche des Arbeitsmarkts 
(um welche es sich genau handelt, ist vielfach 
unklar) unter ausländischer Kontrolle befinden.
An diesem Punkt zeigt sich ein offensichtlicher 
Widerspruch. Denn Frankreich könnte sich durch-
aus erfreut zeigen, ein wichtiges Empfangsland 
ausländischer Investitionen zu sein. Es gehört 
– neben den traditionellen Investitionsländern wie 
den USA, China oder auch Großbritannien – seit 
einiger Zeit dem »Club« jener fünf  Staaten an, 
welche die meisten FDIs weltweit anziehen. Die 
anderen Staaten werten einen derartigen Zustrom 
an Produktivkapital als Zeichen hoher Attraktivität. 
Hält man hier die pessimistischen Prognosen über 
den angeblichen Untergang der französischen Wirt-
schaft dagegen, kann sich eine gewisse Ratlosigkeit 
einstellen.
Die Auseinandersetzung mit der Nationalität der 
Unternehmen ist, wie gezeigt, nur ein Aspekt 
unter vielen anderen einer neuen französischen 
Industriepolitik. Im Rahmen der Debatte um den 
Wirtschaftspatriotismus hat sie – insbesondere bei 
den europäischen Partnern Frankreichs – allerdings 
mehr Aufmerksamkeit erhalten als ihr in der Praxis 
zukommt. Dies sollte genauer beleuchtet werden.
Die »falsche Fährte« des 
Wirtschaftspatriotismus
»Staatliche Förderung erhalten nur die Reichen«:8 
Häufig wird befürchtet, dass sich der staatliche 
Interventionismus, der in Frankreich eine lange 
Tradition hat, zu einem generellen Protektionismus 
ausweitet. Die Realität ist jedoch komplexer, selbst 
wenn Mahnungen zu mehr wirtschaftlichem Patrio-
tismus, wie kürzlich geschehen, von höchster staat-
licher Stelle ausgesprochen werden.
Versuchen wir zuerst, die Bedeutung des Begriffs 
»Wirtschaftspatriotismus« genau zu erfassen. Dies 
ist wichtig, da er sehr unterschiedlich verstanden 
werden kann. Zunächst ist festzuhalten, dass in den 
jüngsten Debatten um die französische Industrie-
politik nie die Rede von einem Protektionismus im 
klassischen Sinne war – also von einem Handels-
protektionismus mit Einfuhrbeschränkungen oder 
Einfuhrquoten. Soweit sich heute feststellen lässt, 
stand nie zur Debatte, einzelne Teile des franzö-
sischen Güter- und Dienstleistungsmarkts abzu-
schirmen. Handelspolitik findet im europäischen 
Rahmen statt, und so sollte es auch bleiben – selbst 
wenn Stimmen laut werden, die eine deutlichere 
Artikulierung der Standpunkte der EU gegenüber 
der WTO, vor allem in Bezug auf  Zugeständnisse 
im Rahmen der Doha-Runde, fordern.
Es ist also nicht der Geist des Merkantilismus, der 
den französischen Wirtschaftspatriotismus nährt. 
Ebenso wenig spielt hier nationalistisches Gedan-
kengut eine Rolle. Denn dieses ist historisch besetzt 
und weckt traurige Erinnerungen: Die meisten 
Staaten, die eine »nationalistische Wirtschaftspoli-
tik« betrieben, waren in der Regel auf  dem Weg der 
Radikalisierung. Nichtinländer wurden nicht nur als 
Ausländer wahrgenommen, sondern immer mehr 
als Gegner bzw. Feinde. Diese schwierige Vergan-
genheit, die Frankreichs unmittelbare Nachbarn 
(allen voran Deutschland und Italien) durchlebt 
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haben, erklärt, warum die Aufrufe zu mehr wirt-
schaftlichem Patriotismus einen schlechten Beige-
schmack haben.
Im heutigen Frankreich konzentriert sich die 
Debatte fast ausschließlich auf  die Nationalität der 
Unternehmen. Dies ist sicherlich weniger beunru-
higend, jedoch nicht unbedingt klarer oder weniger 
umstritten.
Eines dürfte klar sein: Internationale Kapitalströme 
fließen in einem Land fast immer in zwei Rich-
tungen. Dort, wo es Kapitalzuflüsse gibt, gibt es in 
der Regel auch Kapitalabflüsse. Im Falle des Geldes 
geht die – erwiesene – Existenz »französischer« 
Unternehmen, deren Kapitalstock sich (ganz oder 
teilweise) in ausländischer Hand befindet, einher 
mit der – offenkundigen – Existenz »ausländischer« 
Unternehmen, die von französischen Interessen 
geleitet werden. Französische Unternehmen gehö-
ren zu den weltweit aktivsten, was die Direktin-
vestitionen im Ausland betrifft. Selbst wenn eine 
Regierung sich wünscht, die Kontrollübernahme 
von Produktionseinheiten auf  ihrem Boden zu 
beschränken, so muss sie mögliche Repressalien 
und Kosten für ihre eigenen Unternehmen berück-
sichtigen, die eventuelle Verbote von Seiten der 
Partnerstaaten hervorrufen würden. Derartige 
Überlegungen gab es aber wohl in letzter Zeit in 
Frankreich nicht.9 Dies könnte auf  ein inkonse-
quentes Verhalten hinweisen. Vielmehr ist es aber 
wohl ein Zeichen dafür, dass die Debatte um den 
Wirtschaftspatriotismus eher rhetorische als opera-
tive Ziele verfolgt.
Abgesehen von dem Problem möglicher Repressa-
lien ist eine Politik, die auf  eine Beschränkung oder 
Unterbindung bestimmter Finanzaktionen in Eur-
opa abzielt, nicht mit den Regeln des gemeinsamen 
Binnenmarkts vereinbar. Dieser umfasst auch Kapi-
talströme und dies in der Regel ohne jegliche Ein-
schränkungen, vor allem zwischen den Mitgliedern 
der Wirtschafts- und Währungsunion.
Dennoch gab es Versuche der französischen Regie-
rung, »strategische« Wirtschaftszweige zu definie-
ren, in denen eine ausländische Beteiligung (das 
EU-Ausland eingeschlossen) beschränkt bleiben 
sollte. Dies ist allerdings nur im Bereich der nati-
onalen Verteidigung gelungen. Selbst bei Glücks-
spielen (Kasinos etc.) stieß Frankreich nicht auf  die 
Zustimmung der Europäischen Kommission.
Kommen wir nun, in einem dritten Punkt, zum 
eigentlichen Problem des Wirtschaftspatriotismus 
»à la française«. Die entscheidende Frage liegt in der 
Definition eines »heimischen« Unternehmens und 
– damit zusammenhängend – in der Bestimmung 
derjenigen Verhaltensweisen, die es von einem 
»ausländischen« Unternehmen unterscheiden.
Eine Möglichkeit besteht darin, die Nationali-
tät eines Unternehmens von der Struktur seines 
Eigenkapitals abzuleiten. Dies erscheint umso 
sinnvoller, als den Anteilseignern die abschließende 
Entscheidungskompetenz zukommt. Dennoch 
ist auch die Variante eines Unternehmens mit 
mehrheitlich französischem Kapital vorstellbar, 
das seinen Hauptsitz in Luxemburg hat und seine 
Produktionsstätten in Rumänien und Tschechien. 
Ist ein solches Unternehmen »französischer« als 
ein Unternehmen, das vollständig in Frankreich 
niedergelassen ist, aber von einem kanadischen 
Investmentfonds kontrolliert wird? Diese Frage 
verdeutlicht die Notwendigkeit, mindestens ein 
weiteres Kriterium der Nationalität zu berücksich-
tigen, das den Faktor Arbeit betrifft. Aber auch der 
Rückgriff  auf  dieses zusätzliche Kriterium löst die 
Problematik nicht. Sicher erinnert sich jeder an die 
Schwierigkeiten bei der Definition der Nationalität 
des Käufers im Rahmen des Übernahmeangebotes 
von Mittal an Arcelor – ganz zu schweigen von der 
Nationalität des künftigen Unternehmens.
Wenn das Definitionsproblem eines heimischen 
Unternehmens gelöst werden kann, indem man 
sich auf  das – einseitige, aber einfache – Kriterium 
der Nationalität des Mehrheitsaktionärs beschränkt, 
bleibt noch die Frage, inwiefern sich ein heimisches 
Unternehmen in seinen Verhaltensweisen von 
einem ausländischen unterscheidet. Hierzu sind 
einige Anmerkungen zu machen.
Die wirtschaftliche Globalisierung hat insbesondere 
im Finanzbereich zu einer gewissen Harmonisie-
rung der Unternehmenspraktiken geführt,10 und 
zwar weit über den europäischen Horizont hinaus. 
Seit den neunziger Jahren lässt sich sowohl im Hin-
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blick auf  die Zielsetzungen als auch die Kriterien 
einer »good governance« ein allgemeiner Konsens 
feststellen. Hierzu zählen, und zwar unabhängig 
von der Nationalität des Investors oder der Unter-
nehmensführung, insbesondere die Einführung von 
»shareholder values« sowie die Festschreibung der 
Bedingungen einer »corporate governance« (Trans-
parenz der Informationen, »accountability«, etc.). 
Daher wäre kaum einzusehen, warum ein Unter-
nehmen mit französischem Kapitalstock Arbeitsver-
hältnisse, Lohnpolitik oder Exporte anders handha-
ben sollte als ein Unternehmen mit ausländischem 
Kapitalstock. Würde es dies tun, wären die Auswir-
kungen umgehend spürbar und das Unternehmen 
liefe Gefahr, von anderen Investoren aufgekauft zu 
werden. Zudem gibt es bisher keine zuverlässige 
empirische Studie darüber, dass ausländische Unter-
nehmen in Frankreich weniger Arbeitsplätze schaf-
fen – oder mehr abbauen – als französische.11
Allgemein lässt sich feststellen, dass »französischen« 
Arbeitsplätzen, die unter der Aufsicht von auslän-
dischen Unternehmen stehen, mehr »ausländische« 
Arbeitsplätze gegenüberstehen, die von franzö-
sischen Unternehmensgruppen geleitet werden. 
Einer der wichtigsten Aspekte der wirtschaftlichen 
Globalisierung betrifft gerade das Kapital der 
Unternehmen. Frankreich stellt diesbezüglich keine 
Ausnahme dar – es ist vielmehr vollständig in diese 
Entwicklung eingebunden.
Denn Frankreich gehört mit Großbritannien zu 
den Ländern, in denen der Anteil des nicht von 
Inländern gehaltenen Unternehmenskapitals am 
höchsten ist (etwa 40 Prozent). Umgekehrt sind die 
französischen Unternehmensgruppen, wie bereits 
angesprochen, auf  der internationalen Bühne sehr 
aktiv; die meisten erwirtschaften ihre (guten) Resul-
tate nicht auf  dem französischen, sondern auf  dem 
internationalen Markt. Diese – in beide Richtungen 
gehende – Öffnung des französischen Produkti-
onsapparats hat sich nach und nach in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre eingestellt und nimmt 
seit dem Ende der neunziger Jahre spürbar zu. 
Solange das Gegenteil nicht bewiesen wird, kann 
diese Entwicklung nicht mit negativen Auswir-
kungen auf  die nationale Wirtschaft, beispielsweise 
in Bezug auf  die Lohn- oder Arbeitsmarktpolitik, 
in Zusammenhang gebracht werden.
Abschließend lässt sich also zumindest festhalten, 
dass die Idee des Wirtschaftspatriotismus, der 
sich auf  die Nationalität der Unternehmen stützt, 
in einem Land wie Frankreich über keine solide 
Grundlage verfügt. Wie gezeigt, wurden seitens der 
französischen Regierung keine konkreten Maßnah-
men in diese Richtung ergriffen, was die europä-
ischen Partner Frankreichs beruhigen sollte. Der 
Wirtschaftspatriotismus ist eher als eine rhetorische 
»Waffe« zu verstehen, die lediglich politischen, nicht 
aber wirtschaftlichen Zwecken dient. Sowohl in 
der Theorie als auch in der Praxis erweist sich der 
Wirtschaftspatriotismus »à la française« also als eine 
falsche Fährte. Die wesentlichen Neuerungen der 
französischen Industriepolitik liegen glücklicher-
weise in anderen Bereichen.
Die neuen Hebel der franzö-
sischen Industriepolitik
Erst seit der ersten Hälfte dieses Jahrzehnts hat der 
französische Staat damit begonnen, sich mit den 
Maßnahmen auseinanderzusetzen, die er ergreifen 
könnte, um sich den bereits erwähnten Herausfor-
derungen der wirtschaftlichen Globalisierung, des 
Verlusts der Wettbewerbsfähigkeit im Exportbe-
reich oder auch des Innovationsdefizits zu stellen. 
Im Wesentlichen sind drei neue Instrumente fran-
zösischer Industriepolitik auszumachen: die Wettbe-
werbspole, die Agentur für industrielle Innovation 
(Agence pour l’innovation industrielle – AII) und 
die Nationale Forschungsagentur (Agence nationale 
de recherche – ANR).
Obwohl sie gerade erst neu gegründet wurden, 
zeugen die beiden Finanzierungsagenturen AII 
und ANR nicht von großem Einfallsreichtum. 
Sie unterstreichen lediglich, dass die staatliche 
Unterstützung innovativer Forschungsprogramme 
nun vor allem horizontal und nicht mehr nur auf  
bestimmte Wirtschaftssektoren ausgerichtet ist. 
Die Aufgabenverteilung zwischen den beiden 
Agenturen ist relativ klar. Der ANR obliegt, aus-
schließlich auf  der Grundlage öffentlicher Gelder, 
die Finanzierung von Projekten der Grundlagen-
forschung. Der AII kommt die Finanzierung eher 
anwendungsorientierter Forschung zu – wobei 
diese vorgenommene Unterteilung recht künstlich 
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wirkt. Denn die zur Verfügung gestellten öffent-
lichen Gelder dienen der Unterstützung privater 
Finanzierungen, die sich erst aus der Einbindung 
der Unternehmen in die genannten Programme 
ergeben.
Eine wirkliche Neuerung hingegen stellen die Wett-
bewerbspole dar. Hierbei handelt es sich um Struk-
turen, die Unternehmen, Forschungseinrichtungen 
(Universitäten, Entwicklungslabore etc.) und Aus-
bildungszentren zusammenfassen, um ihre Arbeit 
aufeinander abzustimmen. Durch die Annäherung 
der verschiedenen Einrichtungen sollen einerseits 
externe Effekte wie die Entwicklung wirtschaft-
licher Ballungsräume hervorgerufen werden, ande-
rerseits gilt es, die Unterstützung privater Akteure 
durch den Staat zu sichern, sollten deren Aktivi-
täten sich als zukunftsträchtig erweisen.
Es ist offensichtlich, dass die Philosophie der Wett-
bewerbspole von den berühmten Ballungsräumen 
(den »clusters«) wie etwa dem Silicon Valley oder 
den italienischen Distrikten inspiriert wurde. In 
Frankreich geht mit dieser Politik ein Bruch mit der 
bisherigen sowohl egalitären12 wie vor allem auch 
defensiven Raumplanung einher. Bis dato bestand 
das Konzept darin, den traditionellen Industrieregi-
onen, welche die negativen Auswirkungen der Glo-
balisierung zu spüren bekommen, mit öffentlichen 
Geldern auszuhelfen. Selbst wenn eine derartige 
Unterstützung nicht zwangsläufig problematisch 
ist – sofern sie unerlässliche Umstrukturierungen 
ermöglicht –, darf  dies nicht dazu führen, dass 
»positive« oder aktive Interventionen unterbleiben. 
Gerade diese zukunfts- und nicht vergangenheits-
orientierten Investitionen werden nun aber durch 
die Wettbewerbspole ermöglicht.
Die regionale Dimension der Pole ermöglicht 
zudem die Beteiligung bestimmter Gebietskörper-
schaften an der nationalen Industriepolitik. Damit 
rückt der traditionelle Staatsinterventionismus »à 
la française« in weite Ferne. Übrigens betreiben die 
deutschen Nachbarn, um nur ein Beispiel zu geben, 
seit bald zehn Jahren eine ähnliche Politik.
Im Vergleich zur früheren Politik weisen die Wett-
bewerbspole verschiedene interessante Merkmale 
auf, die an dieser Stelle hervorgehoben werden 
sollen. Erstens ist es nicht mehr der Staat, der mehr 
oder weniger ex abrupto die großen industriellen 
Innovationsprogramme festlegt. Es sind die wirt-
schaftlichen Akteure, die sich eigenständig – im 
wahrsten Sinne des Wortes – gruppieren, um ein 
Label zu erhalten, das wiederum Grundlage für die 
staatliche Finanzierung ist. Obwohl die zentrale 
Verwaltung die potenziell förderungswürdigen 
»Aktivitätsfelder« auswählt, muss der Anstoß von 
den Unternehmen, den Forschungseinrichtungen, 
den Universitäten etc. kommen – also von den 
Akteuren selbst.
Zweitens nehmen die Großunternehmen nicht 
unbedingt eine herausgehobene Position innerhalb 
der Pole ein. Die industrielle Struktur hängt vom 
jeweiligen Sektor und von den örtlichen Parametern 
ab, so dass die Kleinen und Mittleren Unternehmen 
(KMU), beziehungsweise die kleinen Strukturen 
allgemein, eine wichtigere Rolle spielen können, als 
dies in der Vergangenheit der Fall war.
Drittens ist die umfassende Einbeziehung der 
unterschiedlichen, sich ergänzenden Akteure – For-
scher, Hersteller, Ausbilder, lokale Entscheidungs-
träger etc. – ein Erfolgsgarant der Innovationspro-
gramme. Denn ein Unternehmen würde sich – um 
lediglich ein Beispiel zu nennen – vermutlich nicht 
in einem zunächst auf  Forschung und Entwicklung 
beruhenden Projekt engagieren, wenn es nicht von 
der wirtschaftlichen Rentabilität des Endprodukts 
überzeugt wäre.
Die Wettbewerbspole haben darüber hinaus den 
Vorteil, dass sie von der zunehmenden Attrakti-
vität der Regionen profitieren. Indem bestimmte 
Produktionsstandorte für Unternehmensniederlas-
sungen zunehmend »attraktiv« werden, wird eine 
Möglichkeit geschaffen, die Globalisierung positiv 
zu nutzen. Anstatt über die Nationalität eines 
Unternehmens zu diskutieren, ermöglicht es die 
neue Politik, Unternehmen auf  natürliche Weise 
anzuziehen, indem sie die durch die Wettbewerbs-
pole entstehenden externen Effekte betont. Auf  
diese Art und Weise erreicht die Industriepolitik ihr 
Ziel der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit.13
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, 
dass die den Wettbewerbspolen von staatlicher 
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Seite zur Verfügung gestellten Finanzmittel eher 
gering sind (1,5 Milliarden Euro für drei Jahre). Es 
gilt jedoch als erwiesen, dass die Methoden, über 
die eine Industriepolitik verfügt, mindestens so 
bedeutend sind wie die Mittel, die sie mobilisieren 
kann.14 Dementsprechend könnte der Erfolg der 
Wettbewerbspole zu großen Teilen von der Qualität 
der Auswahlprozesse und den Möglichkeiten der 
Einbeziehung und Koordination der wichtigsten 
Akteure abhängen – mehr noch als von den ent-
sprechenden öffentlichen Finanzmitteln.
Die europäische Perspektive
Es ist zweifellos klar, dass Industriepolitik in einem 
Land wie Frankreich kaum ohne einen Bezug zur 
europäischen Integration konzipiert werden kann. 
Die EU-Integration spielt aber nicht zwangsläufig 
eine Rolle, da gerade im Bereich der Industriepo-
litik viele Zuständigkeiten bei den Nationalstaaten 
verblieben sind. Hierzu sind drei Anmerkungen zu 
machen. Zum einen ist der Handlungsrahmen von 
Unternehmen jeglicher Größe nunmehr europäisch. 
Zum anderen haben sich die EU-Mitgliedstaaten 
der Lissabon-Strategie verpflichtet. Und schließlich 
kann die Industriepolitik nicht unabhängig von 
der zu großen Teilen vergemeinschafteten Wettbe-
werbspolitik betrachtet werden.
Die Lissabon-Strategie geht auf  den Beginn dieses 
Jahrzehnts zurück. Ihren Bekanntheitsgrad aber hat 
sie ihrem – zumindest vorläufigen – Scheitern zu 
verdanken, das nach Ablauf  der Hälfte der vorge-
sehenen Zeit vor allem der Kok-Bericht15 deutlich 
hervorgehoben hat.
Wenn sich Europa zu Beginn des neuen Jahrhun-
derts vor allem auf  Fragen der Industriepolitik 
konzentriert hat, dann hängt dies in erster Linie 
mit zahlreichen Versäumnissen und dem Rück-
stand zusammen, der gegenüber der großen ame-
rikanischen Konkurrenz besteht. Erstens war die 
europäische Wachstumsrate chronisch niedriger als 
die amerikanische. Zweitens gelang es Europa nicht 
mehr, den amerikanischen Lebensstandard zu errei-
chen, wie das in der Nachkriegszeit der Fall war. 
Und drittens ist, wie bereits hervorgehoben wurde, 
die staatliche und private Förderung von Innovati-
onen auf  dem alten Kontinent geringer als in der 
Neuen Welt.
Auf  der Grundlage dieser nahezu einstimmig 
geteilten Diagnose haben die damals 15 Staaten 
und die Europäische Kommission beschlossen, 
den Schwerpunkt auf  die Weiterentwicklung der 
Wissensgesellschaft und der Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT) zu legen. 
Ziel war es, die EU innerhalb von zehn Jahren 
zur führenden Kraft in diesen zukunftsträchtigen 
Bereichen zu machen. Zum damaligen Zeitpunkt, 
als sich die Internetblase noch im Wachsen befand, 
wurde dieses Vorhaben von allen Beobachtern als 
realisierbar eingeschätzt. Dennoch ist der Nachhol-
bedarf  Europas gegenüber den USA im Bereich 
der IKT noch immer offensichtlich. Aber auch der 
jetzige zeitliche Abstand ändert an den ursprüng-
lichen Einschätzungen nichts.16 Es ist vielmehr 
die Methode, die Probleme bereitet, und nicht die 
Ambitionen an sich.
Das Lissabon-Programm hat die Besonderheit, sich 
auf  eine neuartige Vorgehensweise zu stützen, die 
weder auf  die bekannte gemeinschaftliche Methode 
zurückgreift – da die Mehrheit der Aufgabenfelder 
nicht in den Zuständigkeitsbereich der Kommission 
fällt – noch sich der klassischen intergouvernemen-
talen Methode bedient. Der gewählte »dritte Weg« 
ist die so genannte Offene Methode der Koordi-
nierung (OKM), eine Methode, die sich auf  ganzer 
Linie als ineffizient erwiesen hat.
Sollte einen das erstaunen? Immerhin beruht 
die OKM auf  keinerlei Zwang oder finanziellem 
Ansporn. Ihr Hauptaugenmerk richtet sich viel-
mehr auf  die Selbsteinschätzung der Mitgliedstaa-
ten in Bezug auf  unterschiedliche Leistungskriterien 
(zum Beispiel das Bildungsniveau der Jugend, die 
internen Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung oder die Investitionen der Unternehmen). 
Diese Kriterien sind zum einen als Zielsetzung 
mit einem Zeithorizont von zehn Jahren gedacht, 
zum anderen sind sie Teil regelmäßiger Rankings 
aller Staaten. Damit ist die Hoffnung verbunden, 
dass die »schlecht platzierten« Staaten sich genötigt 
sehen, Fortschritte zu machen und ihre Leistungen 
zu verbessern. In der Realität ist nichts dergleichen 
geschehen; einige Regierungen finden sich recht gut 
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mit ihren Rückständen ab, die sie als wenig stigma-
tisierend empfinden.
Zudem erklärt sich das Scheitern der Lissabon-Stra-
tegie auch durch die mangelnde Konstanz und den 
fehlenden politischen Willen der Mitgliedstaaten. 
Den guten Beschlüssen, die im Jahr 2000 erzielt 
wurden, folgten keine ausreichenden Taten. So 
gesehen können die kürzlich ergriffenen industrie-
politischen Initiativen der französischen Regierung 
nur begrüßt werden. Denn ihr Tenor geht – für ein 
Land, das sich knapp im EU-Durchschnitt befand 
– grundsätzlich in Richtung einer größeren Beach-
tung bestimmter Lissabon-Ziele.17
Mit anderen Worten ist die neue französische 
Industriepolitik nicht nur kompatibel mit der 
Lissabon-Strategie, sondern setzt diese nun auch 
sinnvoll um. Jedoch ist nicht erkennbar, in welcher 
Hinsicht die OKM von Nutzen sein könnte. Die 
Wiederbelebung des Lissabon-Prozesses durch die 
25 Mitgliedstaaten im Jahr 2005 war weder gefolgt 
von neuen Mitteln noch von geeigneten Prozessen 
oder Institutionen.
Die europäische Wettbewerbspolitik scheint der 
nunmehr sehr horizontal ausgerichteten franzö-
sischen Industriepolitik nicht im Wege zu stehen. 
Die wichtigsten Kräfte des Marktes, die letztere 
freisetzen könnte, sind völlig legitim, da sie sich auf  
wirkliche Innovationen stützen, die idealerweise 
mit Patenten verbunden sind. Außerdem sind die 
Aufrechterhaltung des Wettbewerbs und die Unter-
stützung von Innovationen – zumindest langfristig 
gesehen – eher komplementär als antagonistisch.18
Schlussbetrachtung
Die Analyse zeigt, dass die französische Industrie-
politik, jenseits der medienwirksamen Rhetorik, seit 
Beginn dieses Jahrzehnts eine wirkliche Neuerung 
erfahren hat. Sie hat der traditionellen Kombination 
aus öffentlicher Forschung, öffentlichen Unterneh-
men und öffentlichen Aufträgen entschieden den 
Rücken gekehrt. Durch die Wettbewerbspole und 
die neuen Finanzierungsagenturen ist die franzö-
sische Industriepolitik nun in erster Linie horizontal 
und nicht mehr vertikal ausgerichtet. Dementspre-
chend dürfte ihr einer der größten Fehler der Ver-
gangenheit, der darin bestand, sperrige Staatsmono-
pole hervorzubringen und zu fördern, nicht mehr 
unterlaufen.
Zugleich lässt sich aus keinem offiziellen Beschluss 
ein ernsthafter Vorwurf  des Wirtschaftspatriotis-
mus an die Adresse der französischen Regierung 
ableiten. Vielmehr wird eine Wettbewerbspolitik 
betrieben, die von der Anziehungskraft einzelner 
Regionen ausgeht und weniger auf  die hypothe-
tische Unterstützung nationaler »Champions« setzt.
So soll an dieser Stelle sogar die Empfehlung 
gewagt werden, dass »französische« Unternehmen 
eine französische Aktionärsstruktur anstreben soll-
ten. Ausländische Direktinvestitionen sind sicher-
lich nicht an sich problematisch. Die Erfahrung 
zeigt jedoch, dass eine Struktur aus Einzelaktio-
nären wesentlich stabiler ist als eine institutionelle 
Aktionärsstruktur19 – ganz zu schweigen von den 
viel diskutierten Investmentfonds. Darüber hinaus 
scheint auch die Entwicklung einer Arbeitnehmer-
beteiligung am Gesellschaftskapital eine sinnvolle 
Maßnahme zu sein, um die »Arbeitskraft« (im 
wahrsten Sinne des Wortes) besser an der Entwick-
lung der industriellen Struktur teilhaben zu lassen 
und ihr Interesse dafür zu wecken.
Schließlich haben einige der zahlreichen Stimmen, 
die sich über den französischen Wirtschaftspatri-
otismus besorgt gezeigt haben, eine ähnliche Vor-
gehensweise auf  EU-Ebene nicht ausgeschlossen. 
Warum auch? Man müsste dann jedoch auf  die 
heute noch offenen Fragen zurückkommen: Was ist 
ein gemeinschaftliches EU-Unternehmen? Welche 
sind die strategisch bedeutenden Wirtschaftszweige 
in Europa? Wie soll die Kapitalstruktur der Unter-
nehmen effektiv kontrolliert werden?
Pascal Kauffmann, Professor für Wirtschafts-
wissenschaften an der Université Montesquieu-
Bordeaux IV 
Übersetzung aus dem Französischen:  
Janine Ziegler und Ulla Brunkhorst.
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